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Vier belagerte syrische
Städte sollen jetzt
evakuiert werden
Beirut. Nach mehr als zwei Jah-
ren Belagerung sollen in Syrien
nach Angaben von Aktivisten vier
Städte evakuiert werden. Wie die
Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte am Mittwoch
mitteilte, gilt die am Dienstag-
abend erzielte Vereinbarung für
die von Regierungstruppen bela-
gerten Städte Sabadani und Ma-
daja bei Damaskus sowie die von
Rebellen umzingelten Ortschaf-
ten Fua und Kafraja in der nord-
westlichen Provinz Idlib. Die Ei-
nigung sei auf Vermittlung Irans
und Katars erfolgt, erklärte die
Beobachtungsstelle. Katar unter-
stützt im syrischen Bürgerkrieg die
Rebellen, Iran die Regierung von
Staatschef Baschar al-Assad. Die
Evakuierung werde voraussicht-
lich erst ab 4. April beginnen, als
Zeichen des guten Willens sei in
der Nacht aber eine Waffenruhe
in Kraft getreten, sagte der Leiter
der Beobachtungsstelle, Rami Ab-
del Rahman. Die oppositionsnahe
Beobachtungsstelle ist in Syrien
breit vernetzt und stützt sich auf
Informanten. Ihre Angaben sind
von unabhängiger Seite nur
schwer überprüfbar. AFP/nd

Gefängnisstrafen gegen
oppositionelle Kurden
Diyarbakir. Ein Gericht im ost-
türkischen Diyarbakir hat in ei-
nem Sammelprozess gegen oppo-
sitionelle Kurden 111 Angeklagte
zuGefängnisstrafen verurteilt. Der
seit 2009 laufende Prozess, in dem
jetzt die Urteile verkündet wur-
den, richtete sich gegen die Union
der Gesellschaften Kurdistans, die
von den Behörden als verlänger-
ter Arm der verbotenen Arbeiter-
partei Kurdistans (PKK) angese-
hen wird. Die Vollstreckung der
Urteile wurde ausgesetzt, da die
Anwälte Berufung ankündigten.
Begründet wurden die Urteile mit
Mitgliedschaft in einer terroristi-
schen Organisation, terroristi-
schen Vorhaben und Verletzun-
gen des Gesetzes über Zulässig-
keit von Versammlungen. AFP/nd

UN bestätigen Tod zweier
Ermittler in Kongo
Goma. Nach dem Fund mehrerer
Leichen in Kongo haben die Ver-
einten Nationen zwei von ihnen
als ihre Ermittler identifiziert. UN-
Generalsekretär António Guterres
sprach in einer Mitteilung in der
Nacht zum Mittwoch den Fami-
lien der Opfer sein Beileid aus. Der
US-Staatsbürger Michael Sharp
und die Schwedin Zaida Catalán
wurden seit dem 12. März ver-
misst. Ihre Leichen waren am
Montag von Soldaten der UN-
Friedensmission (Monusco) nahe
der Stadt Kananga in der Provinz
Kasai entdeckt worden. Die kon-
golesische Regierung war davon
ausgegangen, dass Sharp und Ca-
talán von Rebellen entführt wor-
den waren. Beide ermittelten in
der Region Kasai im Zentrum des
Landes wegen Menschenrechts-
verletzungen. dpa/nd

Texas: Todesurteil gegen
Häftling aufgehoben
Washington. Das Oberste Gericht
der USA hat das Todesurteil ge-
gen einen wegen Mordes ange-
klagten Texaner aufgehoben. Bei
der Verurteilung des heute 57-
jährigen Bobby Moore hätten sich
die Richter in Texas auf überholte
Standards für geistige Behinde-
rung bezogen, so der Supreme
Court. Der Fall wurde an die un-
teren Instanzen zurückverwiesen.
Richterin Ruth Bader Ginsburg er-
klärte, der Staat Texas habe »nicht
zufriedenstellend begründet, wa-
rum er in anderen Zusammen-
hängen aktuelle medizinische
Standards für die Beurteilung in-
tellektuellen Unvermögens an-
wendet, sich aber an überholte
Standards klammert, wenn das
Leben eines Individuums auf dem
Spiel steht«. Das Urteil fiel fünf zu
drei aus. Drei Richter stimmten für
Aufrechterhaltung der Todesstra-
fe in dem Fall. AFP/nd

Maduro kommt mit blauem Auge davon
Die Organisation Amerikanischer Staaten thematisiert Venezuelas Krise, ohne eine Resolution zu verabschieden
Der jüngste Bericht des Generalse-
kretärs der Organisation Amerika-
nischer Staaten (OAS) fiel für Ve-
nezuela vernichtend aus. Die au-
ßerordentliche Sitzung am Diens-
tag verlief trotzdem glimpflich.

Von Jürgen Vogt, Buenos Aires

In der Organisation Amerikanischer
Staaten (OAS) hat Venezuela seit ge-
raumer Zeit einen schweren Stand.
Caracas konnte nicht verhindern, dass
am Dienstag auf der außerordentli-
chen Sitzung des ständigen Rates der
Organisation Amerikanischer Staaten
(OAS) über die politische, wirtschaft-
liche und humanitäre Krise in dem Ka-
ribikstaat diskutiert wurde. Mit 20 Ja-
Stimmen bei elf Gegenstimmen und
zwei Enthaltungen wurde die Tages-
ordnung angenommen. Wer jedoch
mit einer harten Verurteilung oder gar
mit einer Suspendierung Venezuelas
gerechnet hatte, wurde enttäuscht.
Die Sitzung endete ohne jegliche Ent-
scheidung oder Resolution. Die Bot-
schafter der einzelnen Mitgliedstaa-
ten gaben lediglich ihre Meinungen
kund. Diese fielen je nach politischer
Nähe und Ferne zur Regierung von
Präsident Nicolás Maduro zustim-
mend bis kritisch aus.
OAS-Generalsekretär Luis Almagro

kritisierte die Situation in Venezuela
und forderte einmal mehr die Frei-
lassung der politischen Gefangenen
und die Anerkennung der National-
versammlung durch die Regierung.
Der US-Vertreter Michael Fitzpatrickg
stieß ins gleiche Horn und forderte
Maduro auf, die Hilfe anzunehmen,
die die OAS zu bieten habe. »Die Art
der Zerrüttung, die wir bis jetzt in Ve-
nezuela gesehen haben, betrifft jeden
von uns«, so die moderaten Worte des
US-Botschafters.
Die außerordentliche Sitzung war

angesetzt worden, nachdem der OAS-
Generalsekretär in seinem jüngsten
Bericht die Situation inVenezuela »als
totalen Bruch mit der demokrati-
schen Ordnung« bezeichnet hatte und
Sanktionen einforderte. Die OAS
müsse Caracas ein Ultimativ für die
Durchführung von Wahlen stellen,
schrieb Almagro zudem in einem Zei-
tungsbeitrag.

Als eine erste Reaktion hatten 14
amerikanische Staaten Ende vergan-
gener Woche eine Resolution unter-
zeichnet, in der Venezuela zur Ein-
haltung demokratischer Standards,
zur Durchführung der seit Dezember
2016 verschobenen Gouverneurs-
wahlen sowie der Freilassung der po-
litischen Gefangenen aufgefordert
wird. Von den südamerikanischen
Staaten haben alle außer Ecuador und
Bolivien unterschrieben, sieht man
von den kleinen Staaten wie Suri-
nam und Guyana ab. Von weiter
nördlich kommen die Unterschriften
neben den USA aus Costa Rica, Gua-
temala, Honduras, Mexiko, Panama
und Kanada. Und es ist kein Ge-

heimnis, dass die US-Regierung wei-
tere Staaten aus der Region zur Un-
terzeichnung der Resolution drängte.
Dass die dienstägliche Sitzung des

OAS-Rates ohne gemeinsame Erklä-
rung blieb, deutet indes daraufhin,
dass Venezuelas Regierung noch im-
mer über verbündete Länder verfügt.
Möglich ist aber auch, dass die OAS-
Mitglieder das kürzliche Hilfeersu-
chen von Präsident Maduro an die
UNO als eine erste Öffnung nach au-
ßen zur Linderung der Misere im In-
neren interpretieren und deshalb
nicht zu hart mit dem Mitgliedsstaat
ins Gericht gehen wollten.
»Man hat uns empfohlen, um Hil-

fe zu bitten. Und wir werden der

Empfehlung Folge leisten«, verkün-
dete Präsident Maduro vergangenen
Freitag live im Fernsehen als er zum
erstenMal die VereintenNationen um
Hilfe bat. Ziemlich bedröppelt stand
er dabei neben der für Lateinamerika
zuständigen Vertreterin des UN-Ent-
wicklungsprogramms (UNDP), Jessi-
ca Faieta. »Die Vereinten Nationen
haben die fortschrittlichsten und um-
fassendsten Pläne der Welt, um die
Produktivität der Pharmaindustrie
wieder zu erlangen«, so Maduro.
Schuld an der tiefen Krise in Vene-
zuela seien der Wirtschaftskrieg der
Rechten und der gesunkene Ölpreis.
Krankwerden in Venezuela ist le-

bensgefährlich. Seit Jahren herrscht

Medikamentenmangel, sind die ein-
fachsten Arzneimittel kaum zu be-
kommen, von speziellen Medikamen-
ten ganz zu schweigen. Der Pharma-
verband schätzt, dass 85 Prozent der
Arzneimittel nicht zu haben sind.
Der Hilferuf der Regierung zeigt,

wie ernst die Lage sein muss. Aus-
drücklich batMaduro umHilfe für das
Programm »Salud Barrio Adentro«
(Gesundheit in den Stadtvierteln).
Vor allem kubanische Ärzte haben im
Rahmen von »Salud Barrio Adentro«
in den Armenvierteln eine Gesund-
heitsgrundversorgung aufgebaut.
Und dort, in den Hochburgen der Re-
gierung, droht nun alles den Bach hi-
nunterzugehen.

In Venezuela mangelt es an Medikamenten, in der kolumbianischen Grenzstadt Maicao wird ein Teil davon auf dem Schwarzmarkt verkauft. Foto: dpa/Georg Ismar

Der Vulkan der Rothemden ist nicht erloschen
Die Gewerkschaftsaktivistin Junya Lek Yimprasert über Thailand fast drei Jahre nach der Machtübernahme der Militärs

Könnte Thailands König Maha Va-
jiralongkorn einen ähnlichen Part
übernehmen wie Spaniens Juan
Carlos I. in den 70er Jahren? Der
Letztgenannte spielte eine wesent-
liche Rolle während der Transfor-
mation des Landes nach der Fran-
co-Diktatur in eine Demokratie.
Leider gibt es nicht die geringsten An-
zeichen dafür, dass der König versu-
chen wird, mehr Zuspruch bei der
breiten Bevölkerung zu finden. Oh-
nehin dürfte Rama X., das ist sein of-
fizieller Titel, eher mit der Junta sym-
pathisieren als sich ein gewähltes Par-
lament wünschen – zumal die Gene-
räle betonen, der Staatsstreich vor drei
Jahren sei notwendig gewesen, umdie
Monarchie zu verteidigen.

Manche Beobachter spekulieren
über diskrete Verbindungen zwi-
schen König Vajiralongkorn und
dem ehemaligen Ministerpräsiden-
ten Thaksin Shinawatra, gegen den
die Militärs 2006 die Panzer rollen
ließen. Der populistische Premier
floh ins Ausland und ist heute das
Idol der Rothemdenbewegung, die
sich als »Vereinigte Front für De-
mokratie gegen Diktatur«, kurz:
UDD, formiert hat.
Die von Ihnen erwähnten Gerüchte
sind, obwohl objektive Indizien feh-
len, bedauerlicherweise jener dünne
Hoffnungsfaden, an den sich Thak-
sins Anhänger klammern. Der Palast
würde höchstens dann Partei ergrei-
fen für Thaksin, wenn Rama X. den
Eindruck gewinnen sollte, auf Thak-
sins Unterstützung angewiesen zu
sein im absolut hypothetischen Sze-
nario einer Kraftprobe mit der Junta.

König Vajiralongkorn ist wegen sei-
nes flamboyanten Lebensstils weit

weniger populär als sein charisma-
tischer Vorgänger Bhumibol Adu-
lyadej. Könnte das langfristig die
bisher unbestrittene Position der
Monarchie gefährden?
Bereits ein halbes Jahr nach dem Tod
von König Bhumibol verblasst offen-
kundig die Magie des einst kritiklos
verehrten Herrschers. Ich vermute,
dass viele Leute schon vergessen ha-

ben, dass mal ein »König der Könige«
die Nation repräsentierte. Der Amts-
antritt von Rama X. hat demonst-
riert, dass der Sohn keineswegs be-
absichtigt, dermaßen hart wie sein
Vater zu arbeiten, sondern inkompe-
tent und undiszipliniert ist. Mit der
Konsequenz, dass nach meiner Ein-
schätzung die Loyalität zur Krone ra-
pide abnimmt.

Yingluck Shinawatra, Schwester
des exilierten Premiers Thaksin
und nach einem Erdrutschwahl-
sieg 2011 ihrerseits Regierungs-
chefin in Bangkok bis zum jüngs-
ten Putsch 2014, muss sich mo-
mentan vor Gericht verantworten
wegen angeblicher Unregelmäßig-
keiten im Zuge eines Subventions-
programms für Reisbauern. Ein po-

litischer Prozess, um ein Come-
back der Shinawatras zu verhin-
dern und die Rothemdenbewe-
gung dauerhaft zu schwächen, die
vor allem getragen wird von der ar-
men Landbevölkerung im Norden
des Königreiches?
Royalistische Eliten und altes Estab-
lishment möchten natürlich die Fa-
milie Shinawatra endgültig ausschal-
ten. Allerdings betätigen sich beina-
he hundert Angehörige des Shina-
watra-Klans im Geschäftsleben: Das
öffnet Türen für Verhandlungen hin-
ter den Kulissen, vorausgesetzt, Ying-
luck akzeptiert die Autorität der Ge-
neräle und deren Spielregeln. Gleich-
zeitig müssen sich die Militärs zu-
rückhalten und ein aggressives Agie-
ren gegen Yingluck tunlichst vermei-
den – denn der Vulkan der Rothem-
den ist nicht erloschen!

Juntachef und Ministerpräsident
Prayuth Chan-ocha hat Neuwahlen
und eine Rückkehr zur Zivilgesell-
schaft bis spätestens Ende 2017 an-
gekündigt. Hält er sein Verspre-
chen?
Das werden wir sehen. Sollte das Re-
gime tatsächlich die Wahlen verschie-
ben, riskiert die Junta einen Aufstand
des Volkes, das bisher schweigt.

Gegenwärtig wirkt die Opposition
in Thailand freilich wie gelähmt,
obwohl die UDD-Rothemden in der
Vergangenheit mit Leichtigkeit die
Massen mobilisiert haben. Können
Sie uns diese Passivität erklären?
Wie sich die Bevölkerung der Dikta-
tur unterworfen hat, spottet jeder Be-
schreibung. Aber wir müssen die
Hoffnung am Leben erhalten. Eines
Tages wird die Vernunft zurückkeh-
ren nach Thailand.

Thailands Generäle feiern bald das dreijährige Jubiläum
ihres Regimes, dem ein unblutiger Putsch vorausging – der
zwölfte Staatsstreich seit Einführung der konstitutionellen
Monarchie 1932. Nach dem Tod von König Bhumibol Adu-
lyadej trat sein Sohn Maha Vajiralongkorn im Dezember

2016 dessen Nachfolge an. Über die Lage in Thailand
sprach mit der im finnischen Asyl lebenden Gewerkschafts-
aktivistin Junya Lek Yimprasert (bei einer Demonstration
in Mailand gegen die Junta ) für »nd«. René Gralla.
Foto: peus/123RF


